
Nachschlagewerk: j a  
BGHZ: nein

BGB §§ 611, 823 Aa, 847; StGB 1975 § 218a

a) M iß ling t bei fe s tg e s te l l te r  Notlagenindikation, die auch 
auf w ir tscha ft l ichen  Umständen beruht, dem Arzt schuldhaft 
der Schwangerschaftsabbruch, so hat er in der Regel wie
im Falle der mißlungenen S te r i l is a t io n  der Mutter des 
Kindes den Unterhaltsaufwand zu ersetzen.

b) Die Mutter kann den Anspruch n ich t geltend machen, wenn sie 
sich einer alsbald möglichen, medizinisch zumutbaren und 
re ch t l ich  noch erlaubten Wiederholung des E in g r i f fs  verweigert. 
Jedoch e n t f ä l l t  der Anspruch grundsätzlich n ich t, wenn die 
Mutter sich später weigert, die Schwangerschaft auf Grund einer 
anderen Konflik t lage (h ie r: medizinische Ind ikation) abbrechen 
zu lassen.

c) Der Arzt i s t  n ich t e rs a tz p f l ic h t ig ,  wenn die Schwangere ihren 
ursprünglichen Entschluß au fg ib t und das Kind nunmehr ohne 
Rücksicht auf etwaige Indikationslagen des § 218a StGB austragen 
w i l l .

d) Auch bei fehlgeschlagenem Schwangerschaftsabbruch kommt 
ein Schmerzensgeldanspruch der Mutter in Betracht.

BGH, Urt. v. 27. November 1984 - VI ZR 43/83 - KG Berlin
LG Berlin



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 43/83 URTEIL Verkündet am:
27. November 1984 
Herrwerth 
Justizangestel 1 te 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstre it

der kaufmännischen Angestellten 3ärbel 
D f l H B B S t r .

- ProzeßbevolImächtigter:

Klägerin und Revisionsklägerin, 

Rechtsanwal t  flH H H I -

g e g e n

den Arzt Dr. Mohamed A. Hl

- Prozeßbevol!mächtigte:

traß e^p ,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

Rechtsanwälte Prof. Dr. 
und Dr.



-  2 -

Der VI. Z iv i lse n a t des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche 
Verhandlung vom 13. November 1984 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Steffen und die Richter Dr. Kullmann, Dr. Ankermann, Dr. Lepa 
und B ischoff fü r  Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das U rte il  
des 20. Z iv i lsena ts  des Kammergerichts vom 
19. A pril 1982 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die damals 35-jährige, berufstä tige und unverheiratete Klägerin war ab 
17. November 1978 in  der Behandlung des Beklagten, der eine gynäkologische 

Praxis in B ® H H Iu n te rh ie lt .  Am 19. Dezember 1978 d iagnostiz ie rte  der Be­
klagte bei der Klägerin eine Schwangerschaft. Nach entsprechender ä rz t­
l ich e r  Untersuchungg und Beratung e r te i l t e  die Fachärztin fü r  innere Krank­
heiten Dr. K. der Klägerin am 2. Januar 1979 eine "Bescheinigung zur 
Indikation fü r  den Schwangerschaftsabbruch". Sie kreuzte dabei auf dem 
Formular an: " Ind ika tion  aus sozialen Gründen" und bescheinigte eine 

Schwangerschaft im 2. Monat. Am 9. Januar 1979 nahm der Beklagte im Kran­
kenhaus V., e iner Be legk lin ik , den Schwangerschaftsabbruch vor. Wegen von 

ihm fe s tg e s te l l te r  Myome in der Gebärmutter entschloß er sich dabei zur 
sogenannten Curettage. Da nach den Angaben des Beklagten bei dem E in g r i f f
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kein fü r  eine pathologische Untersuchung ausreichendes Material gewonnen 
wurde, konnte er, wie er behauptet, n ich t fe s ts te l le n ,  ob der E in g r i f f  zum 

gewünschten Erfo lg geführt hatte. Er untersuchte die Klägerin in der K lin ik  
am 16. Januar 1979 manuell, s te l l t e  aber keinen Fortbestand der Schwanger­
schaft fe s t .  Am 8. Februar 1979 untersuchte er erneut die Klägerin, die 
über zunehmende Beschwerden am Unterleib k lagte. Er fand eine Gewichtszu­
nahme und m it te ls  Palpation eine Vergrößerung des Uterus und schloß daraus 

auf ein Wachstum der Myome. Er gab der Klägerin darauf in einem verschlos­

senen Umschlag eine Einweisung in das AV.-Krankenhaus m it, die die Diagnose 
"Uterus myomatosus" und die Ind ikation fü r eine Operation e n th ie l t .  Ob die 
Klägerin sich in das Krankenhaus begeben hat, i s t  unter den Parteien s t r e i ­
t i g .  Jedenfalls wurde sie dort n ich t untersucht und behandelt. Am 
12. Februar 1979 r i e f  sie den Beklagten an und t e i l t e  m it,  sie wolle sich 
noch einmal überlegen, ob sie sich operieren lasse. Der Beklagte forderte 
sie auf, sich umgehend im Krankenhaus untersuchen zu lassen. Indessen 

wartete die Klägerin die Rückkehr ihres Freundes, des Erzeugers des Kindes, 
von einer Auslandsreise ab und l ieß  sich e rs t am 2. März 1979 im 
St.G.-Krankenhaus von dem Chefarzt der dortigen gynäkologischen Abteilung 
Dr. Sch. untersuchen. Dieser s te l l t e  eine in tak te  Schwangerschaft bei 

Uterus myomatosus fe s t ;  er w i l l  auch Herztöne des Kindes gehört haben. Den 
Befund t e i l t e  die Klägerin darauf dem Beklagten m it. Dieser untersuchte 

sie erneut und r i e t  ih r  zu einer Operation, wobei s t r e i t i g  i s t ,  ob dabei 

nur von einer Entfernung der Myome oder auch von einem Schwangerschaftsab­
bruch die Rede gewesen i s t .  Die Klägerin Unterzeichnete jeden fa lls  am 
12. März 1979 eine Einverständniserklärung zur Operation. Sie suchte aber 
am 13. März 1979 Prof. Dr. M. im ML.-Krankenhaus auf und l ie ß  sich von 
diesem untersuchen sowie ausführlich , insbesondere auch über die Frage 
eines Schwangerschaftsabbruches, beraten. Sodann begab sie sich in das 
Beleg-Krankenhaus des Beklagten, verweigerte aber am Morgen des 14. März 
1979 die vorgesehene Operation und verließ die K l in ik .  Anschließend wurde 
sie in der Z e it  vom 16.-31. März 1979 bei Prof. M. im ML.-Krankenhauus
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sta t ionär behandelt. Sie trug das Kind aus, das am m itte ls
Kaiserschnitt geboren wurde. Dabei fand auch eine Hysterektomie des 
myomatosen Uterus (Entfernung der Gebärmutter) s ta t t .  Das Kind wurde zu­
nächst von der Schwester der Klägerin gegen Bezahlung versorgt, befindet 
sich aber inzwischen s e i t  längerem bei der Klägerin. Der Erzeuger des 
Kindes zah lt monatlich 300,-- DM Unterhalt.

Die Klägerin verlangt vom Beklagten wegen der fehlgeschlagenen Schwan­
gerschaf tsunterbrechung Ersatz der Unterhaltsaufwendungen fü r  ih r  Kind, 

Zahlung eines Schmerzensgeldes sowie Feststellung der E rsa tzp f l ich t des 
Beklagten fü r m aterie lle  Zukunftsschäden. Dazu t rä g t  sie u.a. vor, der 
Beklagte habe nach dem E in g r i f f  vom 9. Januar 1979 schuldhaft e rfo rderl iche  
Nachuntersuchungen unterlassen und so den Fortbestand der Schwangerschaft 
n ich t erkannt. Deswegen sei ein k u r z f r is t ig  durchzuführender weiterer Ein­
g r i f f ,  der noch ihrem Wunsch entsprochen hätte, zur Beendigung der Schwan­

gerschaft unterblieben. Ein späterer Abbruch der Schwangerschaft aus me­
d iz in ischer Ind ikation m it te ls  Bauchschnittes sei ih r  n ich t mehr zumutbar 
gewesen.

Der Beklagte nimmt ein ä rz t l iches  Fehlverhalten in  Abrede. Ansprüche der 
Klägerin scheiden seiner Ansicht nach schon aus Rechtsgründen aus. Dazu 

trä g t er u.a. vor, die Klägerin hätte die Schwangerschaft noch re ch tze it ig  
abbrechen lassen können; vor allem aber habe sie einen echten Sinneswandel 
durchgemacht und sich nach Beratung durch Prof. M. im Einvernehmen mit 
ihrem Freund dazu entschlossen, dieses Kind auszutragen, zumal sie damit 
habe rechnen müssen, wegen der Myome im Uterus kein Kind mehr bekommen zu 
können.

Das Landgericht hat der Klage im wesentlichen stattgegeben. Das Kammer­
ge rich t hat sie abgewiesen. M it der Revision e rs treb t die Klägerin die 
Wiederherstellung des landgerichtlichen U r te i ls .
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Entscheidungsgründe:

I .

Das Berufungsgericht läß t offen, ob der Beklagte das Fortbestehen der 

Schwangerschaft hätte erkennen können und müssen. Es meint, daß ein 
etwaiges ärz tl iches  Fehlverhalten jeden fa lls  n ich t zu dem geltend gemachten 

Schaden geführt hat. Dazu erwägt es im wesentlichen: Die in der Recht­
sprechung des Bundesgerichtshofs entwickelten Grundsätze zum Schadensersatz 
nach fehlgeschlagener S te r i l is a t io n  ließen sich n ich t auf einen mißlungenen 

Schwangerschaftsabbruch übertragen. Voraussetzung fü r  einen Anspruch in 
solchen Fällen sei, daß die Entscheidung der Mutter fü r  den Abbruch n ich t 
mehr re a l is ie rb a r  se i. Die Klägerin hätte aber den E in g r i f f  zumindest 
aufgrund medizinischer Indikation noch vornehmen lassen können. Jedenfalls 
aber sei das Kind, was Voraussetzung fü r einen Schadensersatzanspruch sei, 

zum Zeitpunkt der Geburt fü r die Klägerin n ich t "unerwünscht" gewesen. Aus 
einem Schreiben von Prof. M. über die Behandlung und Beratung der Klägerin 

ergebe sich nämlich, daß die Klägerin sich im Verlauf der Gespräche m it ihm 
dazu entschieden habe, das Kind auszutragen, weil eine spätere Schwanger­
schaft wegen der myomatosen Gebärmuttter ausgeschlossen gewesen sei und 
sie sich die einzige Möglichkeit, ein Kind zu gebären, habe erhalten 
wollen.Sie habe m ith in ihre urspriingl iche Einstellung durch f re iw i l l ig e n  

Entschluß geändert und das Kind nunmehr haben wollen. Der Anspruch der 

Klägerin auf Zahlung des Schmerzensgeldes scheide schon deswegen aus, weil 
der Beklagte a l le n fa l ls  die Beendigung einer schon bestehenden Schwanger­

schaft versäumt habe. Der Fortbestand einer Schwangerschaft und die damit 
verbundenen Beschwerden fü r  die Klägerin bedeuteten aber keine Verschlech­
terung ihres körperlichen Zustandes.
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I I .

Dem kann aus Rechtsgründen n ich t in a llen  Punkten ge fo lg t werden. Das 
angefochtene U rte il  erweist sich auch im Ergebnis n ich t als r ic h t ig ,  weil 
es im entscheidenden Punkt, der Frage, ob die Klägerin sich n ich t nur unter 
dem Druck der Verhältnisse, sondern aufgrund einer grundsätzlichen Änderung 
ih re r  inneren E instellung zum Austragen des Kindes entschlossen hat, den 

Verfahrensrügen der Revision n ich t standhält.

1. Für die Revisionsinstanz i s t  davon auszugehen, daß der Beklagte 
schuldhaft das Fortbestehen der Schwangerschaft bei der Klägerin nach dem 
mißlungenen E in g r i f f  vom 9. Januar 1979 n ich t erkannt und deshalb die 
Schwangerschaft n ich t entsprechend dem weiter bestehenden Willen der 
Klägerin noch innerhalb der 12-Wochen-Frist des § 218 a Abs. 3 StGB i .V .  
m it Abs. 2 Nr. 3 dieser V o rsch r if t  m it te ls  eines weiteren E in g r if fs  abge­

brochen hat. Ein solches, dem Beklagten zuzurechnendes ä rz t l iches  Versagen, 
das zur Geburt des Kindes der Klägerin, die gerade verhindert werden 
s o l l te ,  geführt hat, kann Schadensersatzansprüche der Klägerin wegen der 
Unterhaltsbelastungen fü r das Kind und - wegen immaterie lle r Schäden 

in fo lge  körperlicher Belastung durch die Schwangerschaft - auch einen 
Schmerzensgeldanspruch entstehen lassen. Die dagegen gerichteten Beden­
ken des Berufungsgerichtes und der Revisionserwiderung sind n ich t be­
gründet.

a) Der Beklagte hatte sich der Klägerin gegenüber ve r trag lich  v e rp f l ic h ­
te t ,  die bei ih r  bestehende Schwangerschaft abzubrechen. Ein nach § 218 a 

StGB s t ra f f r e ie r  Abbruch der Schwangerschaft kann Gegenstand eines rechts­

wirksamen ärztl ichen Vertrages sein, wie der Senat bere its  entschieden hat 

(Senatsurteile BGHZ 86, 240, 244 f f  und 89, 95, 98). An dieser Rechtspre­
chung wird auch gegenüber den Bedenken von G. Müller in NJW 1984, 1798 f f  

festgehalten. Für die Frage, ob der Schwangerschaftsabbruch Gegenstand
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eines von der Rechtsordnung geb i l l ig ten  Vertrages zwischen der Frau und dem 
den E in g r i f f  vornehmenden Arzt sein kann, kommt es n ich t darauf an, ob die 
in § 218 a StGB bezeichneten sogenannten Indikationen fü r  einen Schwanger­
schaf tsabbruch Rechtfertigungsgriinde sind, oder ob nur die Voraussetzungen 
fü r eine S tra f f re i  he it  in besonderen Fällen geregelt sind. Der Senat s ieht 
auch j e t z t  keine Notwendigkeit, auf die dogmatischen S tre itfragen hierzu 

einzugehen. Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der geltenden Fassung des 
§ 218 a StGB haben weder die Parteien noch das Landgericht und das Kammer­

ge rich t gehabt. Der Senat h ä lt  die derze itige gesetzliche Regelung nach den 
h ie r fü r  vom Bundesverfassungsgericht verlangten Anforderungen (BVerfGE 39,
1 f f ,  48 f f )  entgegen vereinzelten anderslautenden Stimmen in der L ite ra ­

tu r  fü r  verfassungskonform. Unter dieser Voraussetzung i s t  z iv i l r e c h t l ic h  
a l le in  von Bedeutung, ob der Vertrag über die Vornahme des Schwanger­
schaf tsabbruchs bei Vorliegen einer der gesetzlichen Indikationen gegen ein 
gesetzliches Gebot verstößt oder s it ten w id r ig  i s t .  Beides i s t  n ich t der 
F a l l ,  wie die gesetzliche Gesamtregelung des Schwangerschaftsabbruchs e in­
sch ließ lich  der sogenannten flankierenden Maßnahmen nach Ansicht des 
Senates eindeutig ze ig t.  Daran vermag die auf achtbaren s i t t l ic h e n  Gründen 
beruhende anderweitige Überzeugung derjenigen, die die derze itige ge­
setz liche Regelung fü r  s i t t l i c h  anstößig, ja  verwerfl ich  und fü r  ver- 

fassungswidri g halten, n ichts zu ändern (zur notwendigen Toleranz gegen­
über anderen Meinungen in diesem Falle , vg l. Senatsurteil vom 19. Juni 1984 
- VI ZR 76/83 - NJW 1984, 2625 = VersR 1984, 864 m.w.N.).

Das a lles  g i l t  n ich t nur fü r  den Fall der sogenannten medizinischen 
Indikationen des § 218 a Abs. 2 Nr. 1 StGB, sondern auch f i i r  die anderen 

gesetzlichen Indikationen, die den Schwangerschaftsabbruch s t ra f f r e i  
machen, mithin auch fü r die h ier von der Klägerin in Anspruch genommenen 
Notlagenindikation des § 218 a Abs. 2 Nr. 3 StGB (sachlich ungenau häufig 
als soziale Indikation bezeichnet). Dabei geht es um die Respektierung 
eines ernsthaften Entscheidungskonfliktes der Mutter, die sich durch das
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Fortbestehen der Schwangerschaft und die zu erwartende Geburt des Kindes 
vor schwerwiegende Belastungen verschiedenster A rt g e s te l l t  s ieh t, die sie 
in ih re r  sozialen, w ir tscha ft l ichen  und seelischen B e f in d l ich ke it  t re ffen  
können (zusammenfassend zum Problem neuerdings Poettgen, DÄrztBl 1984, 1918 
f f  m.w.N., der sich m it Recht gegen eine im Gesetz n ich t vorgesehene ver­
kürzte Sicht auf die w ir ts ch a ft l ich e  Notlage wendet). Die Notlagenindika­
tion i s t  mithin n ich t weniger ernst zu nehmen als andere Indikationen und 
darf insoweit re ch t l ich  auch n ich t anders als diese behandelt werden.

Im S t r e i t f a l l  hatte sich die Klägerin den gesetzlichen Vorschriften ent­
sprechend von der Ärztin  Dr. K. beraten lassen, die ih r  das Vorliegen einer 

Notlagenindikation bescheinigt hat. Mangels fes tges te ll te r  anderer Tatsa­
chen i s t  fü r die Revisionsinstanz davon auszugehen, daß die tatsächlichen 
Umstände die Indikation zum Schwangerschaftsabbruch re ch tfe r t ig te n  und sich 
auch später n ich t wesentlich geändert haben, so daß es keiner Entscheidung 
darüber bedarf, ob die Voraussetzungen fü r  einen s tra f f re ie n  Schwanger­
schaftsabbruch im Einzel f a l l  von den Z iv i lge r ich te n  nachprüfbar sind und 

welche rechtliche Folgen sich aus einer anderen Beurteilung fü r  etwaige 

Schadensersatzansprüche der Mutter ergeben können.

b) M iß ling t der erlaubte Schwangerschaftsabbruch durch Verschulden des 
Arztes, und kommt das Kind entgegen dem Wunsch der Mutter auf die Welt, 

v e rw irk l ic h t  sich die jenige Gefahr fü r  die Mutter, der m it dem E in g r i f f  
gerade vorgebeugt werden s o l l te .  Sie w o llte  die m it dem Austragen und Haben 
des Kindes verbundenen Belastungen gerade n ich t auf sich nehmen. In a l le r  
Regel w ird zu diesen Belastungen, die es abzuwenden g a lt ,  bei Vorliegen 
einer Notlagenindikation zum Schwangerschaftsabbruch gerade auch der Unter­

haltsaufwand fü r das Kind gehören. Diese w ir ts c h a ft l ic h e  Seite wird deshalb 
in solchen Fällen von dem Schutzzweck des Arztvertrages mitumfaßt; miß­
g lückt der Schwangerschaftsabbruch in fo lge ä rz tl ichen  Fehlverhaltens, so 
i s t  m ith in auch die Belastung m it dem Unterhalt eine diesem Umstand zuzu-
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rechnende Schadensfolge (zur Unterhaltsbelastung durch die Geburt eines 

planwidrig auf die Welt gekommenen Kindes siehe Senatsurteile BGHZ 76,

249 f f  und vom 19. Juni 1984 aaO). F re i l ic h  geht es im Falle des mißlun­
genen Schwangerschaftsabbruches n ich t wie im Falle der mißlungenen S t e r i l i ­
sation um die Störung der Familienplanung in einer Ehe und auch n ich t um 
die Störung der Lebensplanung einer unverheirateten Frau, die die Empfäng­
nis eines Kindes von vornherein ausschließen w i l l .  Das fü h r t  indessen zu 
keiner anderen rechtlichen Beurteilung. Auch der Entschluß zum erlaubten 
Schwangerschaftsabbruch i s t  eine Willensentscheidung der Frau, die ih r  

weiteres Lebens-Schicksal entscheidend bee in fluß t. Sie wird deshalb in der 
Konflik ts lage , in der sich die werdende Mutter befindet, vom Gesetz aner­
kannt. Der Arzt, der sich der Frau gegenüber zum Abbruch der Schwanger­
schaft be re it  e r k lä r t ,  s t e l l t  sich in den Dienst dieser ih re r  Entschei­
dung und wird insoweit zum Garant fü r  deren Durchsetzung, als er sich zum 

Einsatz des medizinisch Möglichen fü r die von ihm übernommene Aufgabe ver­
p f l i c h te t .  Daran knüpft seine Schadensersatzpflicht an, wenn er seine ver­
traglichen P flich ten schuldhaft v e r le tz t  hat. Daß es in diesem Zusammen­
hang keinen Unterschied machen kann, ob die schwangere Frau verhe ira te t 
i s t  oder n ich t, l i e g t  auf der Hand. Es kommt nur auf die den Schwanger­

schaftsabbruch s t ra f f r e i  lassende Konflik tlage und die Einbeziehung ih re r 
Beseitigung in den Arztvertrag an.

2. Ein ersatzfähiger Schaden der Klägerin e n t f ä l l t  dem Grunde nach 
weiter n ich t deswegen, weil der Erzeuger des Kindes entsprechend seiner 
gesetzlichen Verpflichtung Unterhaltszahlungen le is t e t .  Diese Zahlungen 
decken den Unterhaltsbedarf n ich t vo lls tänd ig . Es b le ib t  die von der Mutter 
fü r das Kind aufzuwendende Unterhalts leistung in Form der Pflege und Sorge 
fü r  das persönliche Wohl des Kindes, deren Vermögenskomponente sich in Geld 
bewerten läß t. Insoweit g i l t  h ier nichts anderes als fü r  den Unterhalts­
schaden der Frau im Falle einer mißglückten S te r i l is a t io n .  Die fü r  seine 
Ersatzfäh igke it von dem erkennenden Senat au fgeste llten Grundsätze sind 
auch auf die hier in Rede stehenden Fal1gestaltungen anwendbar.



Daraus e rg ib t  sich we ite r, daß die Klägerin auch fü r  die Z e it ,  in der sie 

ih r  Kind durch ihre Schwester gegen Entgelt hat versorgen lassen, neben den 
Zahlungen des Erzeugers Anspruch auf Ersatz ih re r  entsprechenden Baraufwen­

dungen hat. Im übrigen kann zur Frage des Unterhaltsschadens der Mutter und 
der Abgrenzung zu den Unterhaltsaufwendungen des Vaters auf die grundsätz­
lichen Erwägungen im Senatsurteil BGHZ 76, 259, 269 f f  verwiesen werden, 
aus denen sich auch die Maßstäbe fü r eine Aufte ilung der geschuldeten Un­
terha lts le is tungen zwischen der Mutter des Kindes und dem nichtehelichen 
Erzeuger entwickeln lassen. Da der Mutter je d en fa l ls  nur ein Anspruch auf 
Ersatz der ih r  verbleibenden Unterhaltsaufwendungen als Schadensersatz 
zusteht, kann es im Ergebnis n ich t zu einer doppelten Unterhalts leistung an 

das Kind kommen. Ob und in welchem Umfange dem Erzeuger des Kindes Ersatz­
ansprüche gegen den Arzt zustehen und ob insoweit durch § 218a StGB, der 
a l le in  auf die Interessen der Mutter abhebt, Grenzen gesetzt sind, i s t  
n ich t zu entscheiden, weil solche Ansprüche n ich t geltend gemacht werden.

3. Der Anspruch der Klägerin sche ite rt  auch n ich t schon daran, daß sie 
sich n ich t alsbald im Februar 1979 der vom Beklagten vorgeschlagenen 

Operation der Myome im Uterus unterzogen hat. F re i l ic h  wird nach dem Fehl­

schlag eines Schwangerschaftsabbruches, wenn er innerhalb der ersten 12 

Wochen nach der Empfängnis entdeckt w ird, der Mutter, die einen den Um­
ständen nach s tra f f re ie n  Schwangerschaftsabbruch weiter wünscht, ein e r­
neuter E in g r i f f  zugemutet werden können. Angesichts des Mißverhältnisses 
zwischen den Belastungen eines erneuten, n ich t schweren operativen Ein­
g r i f f s ,  und den von ih r  befürchteten Schwierigkeiten w ir ts c h a f t l ic h e r ,  
soz ia le r und psychischer A rt,  die e rs t die Notlagenindikation fü r den Ab­

bruch herbeiführen können, handelte sie widersprüchlich und damit arg­
l i s t i g ,  wenn sie den unter ih re r  Mitwirkung noch wiedergutzumachenden 
Fehler des Arztes dazu benutzen würde, ihn an seinen schadensersatzrecht­

lichen Unterhaltsverpflichtungen festzuhalten.
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So l ie g t  es aber im S t r e i t f a l l  nach den Feststellungen des Berufungsge­
rich tes n ich t. Die Klägerin erfuhr nämlich e rs t am 12. März 1979 bei 
der Untersuchung des Dr. S t. ,  daß ihre Schwangerschaft fortbestand. Anfang 
Februar 1979 hatte ih r  der Beklagte n ichts darüber m i tg e te i l t ;  er ging 
ja  auch selbst davon aus, daß der Schwangerschaftsabbruch gelungen war und 
daß sich das körperliche Befinden der Klägerin aus dem Wachstum der Myome 
e rk lä r te . Dann kann es der Klägerin n ich t,  wie der Beklagte gemeint hat, 
angelastet werden, daß sie selbst nichts von der Schwangerschaft bemerkte. 
Selbst wenn sie ihre Regel n ich t wiederbekommen hatte, mußte das fü r sie 
noch kein Alarmsignal sein, und andere Anzeichen f i i r  ein etwaiges 
Fortbestehen der Schwangerschaft hatte der Beklagte als der Fachmann ih r  

gegenüber anders gedeutet.

4. Endlich kann der Beklagte der Klägerin n ich t anlasten, daß sie sich 
im März 1979 nach Kenntnis von dem Fortbestehen der Schwangerschaft einem 
möglichen Schwangerschaftsabbruch, nun aber aus medizinischer Indikation 

nach § 218 a Abs. 1 Nr. 2 StGB und aus einer etwaigen eugenischen In d i­
kation nach § 218 a Abs. 2 Nr. 1 StGB/nicht unterzogen hat. Selbst wenn 
eine solche Indikationslage bestand, be tra f diese eine andere K o n f l ik ts ­
lage. Es ging n ich t mehr um einen Schwangerschaftsabbruch aus "soz ia le r" 

Notlage; ein solcher hätte schon deswegen n ich t mehr durchgeführt werden 

dürfen, weil die 12-Wochen-Frist s e i t  der Empfängnis (§ 218 a Abs. 3 StGB) 
längst verstrichen war. Nunmehr ging es in ers ter L in ie um die Gesundheit 
der Klägerin und um die Gesundheit des werdenden Kindes, die durch die 
Myome im Uterus der Klägerin bedroht sein konnten. Mit H i l fe  der je t z t ,  
wie zu unterste llen i s t ,  vorliegenden Indikationslage hätte die Klägerin 
a lle rd ings auch je t z t  noch ihre nach einer durch die Geburt des Kindes zu 
befürchtende Notlage, die den ursprünglich gewünschten Schwangerschafts­
abbruch re c h t fe r t ig te , beseitigen können. Daß sie von dieser rechtlichen 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat, entbindet den Beklagten indessen 
n ich t von seiner E rsa tzp f l ich t;  dies schon deshalb n ich t, weil er sie durch 

seine Fehlbehandlung, die hier zu un ters te llen  i s t ,  in eine ganz andere
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Entscheidungssituation gebracht hatte. Die Klägerin befand sich nunmehr

mindestens im 5. Schwangerschaftsmonat. Das bedeutet, daß sie das werdende
Kind als ein neues, selbständiges Leben in ganz anderer Weise wahrnahm. Ein %
Abbruch der Schwangerschaft war dazu j e t z t  n ich t mehr als ein ve rhä ltn is ­
mäßig k le ine r E in g r i f f  vaginal möglich, sondern nur m it te ls  Bauchschnitt. 
Schon das sind Umstände, die die Entscheidungslage der Klägerin fü r  oder 
gegen das Kind v ö l l ig  veränderten. Was sie in ih re r  Not und Bedrängnis noch 
zu Beginn der Schwangerschaft hinzunehmen b e re it  war, konnte ih r  verständ­
licherweise j e t z t  als n ich t mehr verantwortbar erscheinen. Das i s t  e in ­
fühlbar und zu respektieren. Dabei s p ie l t  es keine Rolle, ob bei naturwis- 
senschaftlicher oder eth ischer Betrachtung Unterschiede in der Lebens­
q u a l i tä t  des Fötus in den ersten drei Schwangerschaftsmonaten und danach 
gemacht werden können und dürfen. Im Vordergrund der rechtlichen Betrach­

tung muß die Person der Schwangeren stehen und die fü r  sie sichtbaren und 
einfühlbaren Umstände, die fü r  ihre Entscheidung zum Abbruch der Schwanger­

schaft oder zum Austragen des Kindes von Bedeutung sind. Wenn die Klägerin, 
wie sie hat vortragen lassen, im März 1979 t ro tz  medizinischer Indikation 
zum Abbruch sich nunmehr fü r  das Kind entschieden hat, weil sie den Abbruch 
j e t z t  als "Mord" ansah, dann hat ein solcher Entschluß den Haftungszu­
sammenhang zwischen dem Fehlverhalten des Beklagten und dem durch die 
Geburt des Kindes entstandenen Schaden von der Unterhalts leistung n ich t 
unterbrochen.

5. Anders läge es, wenn die Klägerin angesichts der Eröffnung durch 
Prof. M., sie werde kein Kind mehr bekommen können, wenn sie n ich t ver­

suche, t ro tz  a l le r  Risiken das bere its  empfangene auszutragen, sich nunmehr 

entschlossen hätte, wenigstens dieses Kind zu bekommen, weil sie in jedem 
Falle wenigstens ei_n Kind haben w o llte .  Das s t e l l t  das Berufungsgericht im 
angefochtenen U rte il  fe s t .  In der Tat e n t f ie le  dann der rechtliche Grund 
fü r  die Schadensersatzpflicht des Beklagten, der nur darin liegen kann, daß 
er die Geburt des Kindes n ich t im Interesse der Notlage der Mutter verhin-
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dert hat. Wenn diese selbst eine Notlage n ich t mehr verhindern w i l l ,  son­
dern im Gegenteil a l les  in Kauf nehmen w i l l ,  weil sie anderen Sinnes ge­
worden i s t  und j e t z t  auf jeden Fall ein Kind haben w i l l ,  ze ig t s ie, daß sie 
den vom Beklagten ve r trag lich  geschuldeten Schutz n ich t mehr w i l l ,  sondern 
den gegenteiligen Erfo lg . Es feh lte  damit an dem Zurechnungszusammenhang 
zwischen dem Fehlverhalten des Beklagten und der die Klägerin belastenden 

Folge, nämlich der Geburt des Kindes und den daraus erwachsenden Unter­
haltsbelastungen (vg l.  dazu und zu der Frage, wann ein Kind im Rechtssinne 

"erwünscht" oder "unerwünscht" i s t ,  das Senatsurteil vom 19. Juni 1984 
- VI ZR 76/83 - aaO.).

Indessen i s t  die entsprechende Feststellung des Berufungsgerichtes, wie 
die Revision m it Recht rügt, n ich t verfahrensfeh lerfre i zustandegekommen 

(§ 286 ZPO).

a) Das Berufungsgericht fo lg e r t  den von ihm fe s tg e s te l l ten "Sinnes­
wandel" der Klägerin aus dem Inha lt des Schreibens von Prof. M. an den 

H a ftp f l ich tve rs ichere r des Beklagten. Der Inh a lt  des Schreibens, auf das 
sich beide Parteien im Laufe des Rechtsstreits bezogen haben, i s t  n ich t 
s t r e i t ig .  Die Klägerin hat überdies sämtliche Ärzte, die sie im Zusammen­
hang m it der Schwangerschaft behandelt haben, von ih re r  Schweigepflicht 
entbunden. Deswegen bestehen keine Bedenken dagegen, daß das Berufungs­

gerich t das Schreiben bei der Entscheidung des Rechtsstreites als Parte i- 
vortrag gewürdigt hat. Indessen durfte  es angesichts des entgegenstehen­

den Vortrages der Klägerin aus den von Prof. M. in seinem Schreiben ge­
wählten Formulierungen n ich t fo lgern, das lasse nur den Schluß zu, daß die 
Klägerin sich im Verlaufe der Gespräche m it Prof. M. entschieden habe, das 
Kind auszutragen, weil eine spätere Schwangerschaft ausgeschlossen schien 

und sie die ih r  verbliebene einzige Möglichkeit, ein Kind zu gebären, sich 
erhalten w o llte .  F re i l ic h  l i e g t  eine solche Deutung dem Wortlaut nach recht 

nahe. Sie i s t  aber einmal n ich t die einzige Möglichkeit der Auslegung, zum­
anderen hat die Klägerin einer solchen gerade widersprochen. In ers ter In-
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stanz hat sie nach Einführung des Schreibens des Prof. M. durch den Be­
klagten, der unter Bezug darauf behauptete, die Klägerin habe sich mithin 
bewußt fü r das Kind entschieden, erwidern lassen, ih r  sei vielmehr der Ge­

danke unerträg lich gewesen, das in ihrem M utterle ib  nun bere its  ausgebil­
dete Kind töten zu lassen (B l. 92 der Akten). Nachdem der Beklagte in der 

Berufungsbegründung wiederum einen Sinneswandel der Klägerin behauptet 
hatte, hat sie zur Frage eines "nachträglichen Einverständnisses" ausführen 
lassen, es sei ja  nun schon ausführlich dargelegt worden, daß die Klägerin 
sich am 14. März 1979 aus ethischen und auch medizinischen Gründen gegen 
die Kaiserschnittoperation entschieden habe und n ich t etwa, weil sie sich 
p lö tz l ic h  zu diesem Zeitpunkt ein Kind gewünscht habe (B l. 180 d .A .).

b) Danach hat die Klägerin entgegen der Ansicht des Berufungsgerichtes 
die sich aus dem Inh a lt  des Schreibens von Prof. M. ergebenden oder 

jeden fa lls  naheliegenden tatsächlichen Umstände und Gesprächsinhalte im 
hier interessierenden Kernpunkt in a l le r  D eu tl ichke it b e s tr i t te n .  Sie hat 

auch - was das Berufungsgericht zu Unrecht vermißt - dargelegt, sie habe 
sich zum Austragen des Kindes aus den oben unter I I  4 dargelegten Gründen 

entschlossen. Danach fe h l t  den rechtlichen Erwägungen des Berufungsgerich­
tes die tatsächliche Grundlage. Es wird vielmehr e rs t aufzuklären sein, ob 

die Klägerin aus den vom Beklagten behaupteten Gründen das Kind nunmehr 
entgegen ihren früheren Bedenken und ohne Rücksicht auf die dadurch ge­

schaffene w ir tsch a ft l ich e  Lage haben w o ll te .  Dabei i s t  es grundsätzlich 
Sache des Beklagten, einen solchen Sachverhalt, durch den Umstände geltend 
gemacht werden, die ausnahmsweise den bestehenden Zurechnungszusammenhang 
zwischen dem ärz tl ichen Fehlverhalten und eingetretenen Schaden en tfa llen  
lassen können, zu beweisen. Im S t r e i t f a l l  mag f r e i l i c h  nach dem u n s tre i t ig  

im Wortlaut vorliegenden Schreiben des Prof. M. schon v ie l fü r die Dar­
ste llung des Beklagten sprechen, so daß die Klägerin die gegen sie spre­
chenden Umstände entkräften müßte. Das mag das Berufungsgericht aber mit 
den Parteien erörtern und entsprechende Beweisanträge anregen. Als uns tre i­
t ig  durfte  es das Vorbringen des Beklagten n ich t ansehen.
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6. Rechtlich n ich t haltbar sind darüberhinaus die Erwägungen, m it denen 
das Berufungsgericht einen Anspruch der Klägerin auf Zahlung von Schmer­
zensgeld abgelehnt hat.

a) Ein etwaiger schuldhafter Behandlungsfehler des Beklagten, der im 
Nichterkennen des Fortbestehens der Schwangerschaft und im Unterlassen 

eines rechtzeitigen weiteren E in g r i f fs  liegen könnte, kann, sofern das zu 
einer Körperverletzung der Klägerin geführt hat, auch einen Schadensersatz­

anspruch aus unerlaubter Handlung nach § 823 Abs. 1 BGB re ch tfe r t ig e n . Es 

kommt dann auch ein Anspruch auf Zahlung von Schmerzensgeld nach § 847 BGB, 
den die Klägerin geltend macht, in Betracht.

b) Der Senat hat in der Herbeiführung einer Schwangerschaft und Geburt 
entgegen dem Willen der betroffenen Frau, auch wenn es sich um einen nor­

malen physiologischen Fall ohne Komplikationen handelt, eine Körper­

verletzung gesehen, die die Zubill igung eines Schmerzensgeldes re ch tfe r­

tigen kann (Senatsurteil vom 18. März 1980 - VI ZR 247/78 - NJW 1980, 1452, 
1453, insoweit in BGHZ 76, 259 n ich t abgedruckt). M it Einschränkungen hat 
er einen Schmerzensgeldanspruch der Mutter auch dann fü r möglich gehalten, 
wenn die Schwangerschaft selbst (wie auch h ier) zwar n ich t auf dem Versagen 
des Arztes, sondern auf f r e ie r  Entschließung der Mutter beruht oder von 
dieser doch hingenommen worden i s t ,  nämlich fü r  diejenige Schmerzbelastung, 
die schadensbedingt die m it einer natürlichen, komplikationslosen Geburt 

verbundenen Beschwerden überste ig t (BGHZ 86, 240, 248). Darüberhinaus 
können im E inze lfa l l  die körperlichen und vor allem auch seelischen Be­

lastungen der Schwangeren durch den Fortbestand ih re r  Schwangerschaft, so­
weit auch sie schadensbedingt sind, d.h. gerade auf das dem Arzt zuzurech­

nende Mißlingen eines frühzeitigen Schwangerschaftsabbruchs zurückzuführen 
sind, einen so schwerwiegenden E in g r i f f  in ihre körperliche B e find lichke it  

darste llen , daß ein Schmerzensgeld in Betracht kommt. Im S t r e i t f a l l  i s t  der 
Klägerin, wie der eindrucksvolle Verlauf der verschiedenen ärztlichen
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Untersuchungen und Behandlungen nach dem Fehl schlagen des geplanten Schwan­
gerschaf tsabbruchs, die e r fo rd e r l ic h  werdenden schwierigen persönlichen 

Entscheidungen sowie die drohenden, stets vor Augen stehenden Gesundheits­
gefahren zeigen, körperlich  und seelisch v ie l abverlangt worden, wofür der 
Beklagte verantwortlich sein kann. Das kann se lbst unter Berücksichtigung 
dessen, daß die Klägerin sich ohnehin zum Zwecke der Entfernung der 

myomatösen Gebärmutter einer Operation hätte unterziehen müssen, entgegen 
der Ansicht des Berufungsgerichts, das die unterschiedliche Belastung im 

Verlauf einer komplikationslosen, "normalen" Schwangerschaft im Vergleich 
zu dem, was die Klägerin hat auf sich nehmen müssen, verkennt, eine b i l l ig e  
Entschädigung in Geld rech tfe rt igen .

7. Das angefochtene U rte il beruht auf den aufgezeigten Rechts- und Ver- 
fahrensfehlern..Es i s t  deshalb insgesamt aufzuheben und die Sache an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen. Derzeit i s t  nämlich n ich t auszuschlies- 
sen, daß das Berufungsgericht nach der gebotenen weiteren Aufklärung zu der 

Überzeugung gelangt, daß dem Beklagten ein haftungsbegründendes ärz tl iches 
Fehlverhalten zur Last f ä l l t ,  das eine Schadensverpflichtung der Klägerin 
auslösen kann, und zwar e insch ließ lich  der Verpflichtung zur Zahlung eines 
Schmerzensgel des.

Dr. Steffen Dr. Kullmann Dr. Ankermann
Dr. Lepa Bi schoff
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